
	

	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa) 

Keine Ungleichbehandlung bei der Refinanzierung von 
Gehältern 
	

Die Politik hat gesetzlich dafür gesorgt, dass alle Pflegekräfte auf Tarifniveau 
bezahlt werden. Jetzt zeigt sie der Hälfte der Branche eine lange Nase und führt 
im GKV-Bereich eine Ungleichbehandlung tarifungebundener bzw. privater 
Einrichtungen im Bereich der ambulanten häuslichen Krankenpflege, 
Haushaltshilfe und außerklinischen Intensivpflege gegenüber tarifgebundenen 
Einrichtungen bei der Refinanzierung von Gehältern ein. Das schlägt dem Fass 
den Boden aus und kommt einer gesetzlich verordneten 
Wettbewerbsverzerrung gleich. Eine solche Regelung darf in keinem Fall 
Einfluss in ein zukünftiges PNOG finden. 
 
Die Kritik im Detail: 
 
Mit dem am 10.7.2026 verabschiedeten GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz 
wurde eine massive Ungleichbehandlung tarifungebundener gegenüber 
tarifgebundenen Trägern bei der Gehaltsrefinanzierung geschaffen. Im Gesetz 
heißt es nun durch die sehr kurzfristig in den Gesetzentwurf eingefügten 
Änderungsanträge (Nr. 46 und 47) im § 71: 
 
„Für tarifgebundene Leistungserbringer darf (…) die Bezahlung von Gehältern 
oberhalb der festgestellten durchschnittlichen Veränderungsrate nach § 71 
Absatz 3 insoweit nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden, als die 
Überschreitung der festgestellten durchschnittlichen Veränderungsrate nach § 
71 Absatz 3 50 Prozent des Unterschieds zwischen der tarifvertraglich 
vereinbarten Vergütungssteigerung und der festgestellten durchschnittlichen 
Veränderungsrate nach § 71 Absatz 3 nicht übersteigt." 
 
Tarifungebundene Leistungserbringer aller Couleur und deren Mitarbeiter 
profitieren nicht von dieser Refinanzierung. Dieser Ausschluss stellt eine 
gesetzlich verordnete Wettbewerbsverzerrung dar. 
 
Diese unfaire gesetzliche Weichenstellung findet dazu in einem Moment statt, in 
dem sich der massive Personalmangel weiter verschärft. Deutschland steuert 
auf eine noch dramatischere Mangellage bei den Pflegekräften zu, wenn mit den 
Babyboomer-Generationen in Kürze 20 % der professionell Pflegenden in den 
Ruhestand gehen.  
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Gleichzeitig werden für den Kliniksektor und für tarifgebundene Einrichtungen 
Vorteile bei der Refinanzierung von Gehaltssteigerungen ermöglicht. Das ist 
pures Gift für die Entwicklung in der Langzeitpflege, denn auch die 
Abwanderung in die Krankenhäuser wird damit deutlich befeuert. Allein seit 
2019 haben die Krankenhäuser knapp 63.000 zusätzliche Pflegekräfte eingestellt. 
Das war vor allem durch die Herausnahme der Pflegekosten aus dem DRG-
System möglich. Woher diese Kräfte abgeworben wurden, kann sich jeder 
denken. 
 
Eine solche Regelung im PNOG würde das gegenseitige Abwerben von 
Pflegekräften befeuern – politisch entfacht. 
 
Die Wettbewerbsverzerrung bei der Gehaltsrefinanzierung muss so schnell wie 
möglich im GKV-Gesetz korrigiert werden und darf keinen Einzug ins PNOG 
erhalten. 
 


